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KOLUMNE

ZÖLLE

TrumpsMacht: Von
jetzt angeht es
wirtschaftlich bergab
Zölle sind schlecht. Besonders für das
Land, das sie erhebt. Sie wirken sich
negativ auf die Wirtschaft und die
Kaufkraft aus. So oder ähnlich argu-
mentieren Ökonomen. Das Problem:
Ihre Voraussagen haben sich lange
nicht in Zahlen niedergeschlagen.
Trotz der Verunsicherung der Konsu-
menten und Firmenchefs ist es in den
USA weiter rund gelaufen.
Diese Zeiten sind nun vorbei. Die

Firmen schaffen kaum mehr neue
Jobs, die Arbeitslosigkeit steigt. Das
stellt die US-Notenbank, die sowohl
für Preisstabilität als auch eine hohe
Beschäftigung sorgen soll, vor eine
schier unlösbare Aufgabe. Sie wird
aller Voraussicht nach im September
die Zinsen senken. Allerdings im Wis-
sen darum, dass die Inflation nicht be-
siegt ist. Die US-Firmen haben sich
lange Zeit zurückgehalten, ihre Preise
zu erhöhen. Sie hatten noch zollfrei
eingekaufte Waren an Lager.
Doch in den kommendenWochen

dürften sie ihre Preise anheben. Die
Wähler werden not amused sein. Viele
hatten Trump just deshalb ihre Stimme
gegeben, weil ihre Kaufkraft in den
vergangenen Jahren unter Druck ge-
raten war. Das sind keine guten Aus-
sichten für die Republikaner. In den
Zwischenwahlen nächstes Jahr könn-
ten sie ihre Mehrheit im Kongress ver-
lieren. Damit wäre auch fertig mit der
fast uneingeschränkten Macht Trumps.

Markus Städeli

Auch wenn wir ein Land der
Mieter sind, bilden die Eigentümer
oft dieMehrheit derer, die wirklich
abstimmen. Ausschlaggebend
ist der ältere, gut situierteMittel-
stand. Für die Vitalität der
Schweiz bedeutet dies nichts
Gutes.VonMichaelHermann

Die Chancen stehen gut, dass Sie – liebe Stimmbürge-
rin, lieber Stimmbürger – mich am 28. September 2025
reicher machen werden. Ich bin ein Wohnungseigen-
tümer, der seine Hypothek zurückgezahlt hat, und im
Unterschied zu unserem Haus bin ich bereits etwas in
die Jahre gekommen. Es sind Menschen wie ich, die
von der anstehenden Abschaffung des Eigenmietwerts
profitieren. Menschen, die dank günstigen oder
amortisierten Hypotheken kaum etwas fürs Wohnen
bezahlen und in Zukunft auch keinen Eigenmietwert
mehr versteuern müssten – der Eigenmietwert ent-
spricht einer Miete, die bei selbstbewohntem Eigen-
tum nicht anfällt.
Lange war ich überzeugt, dass eine Vorlage wie diese

kaum Chancen hat. Die Schweiz ist ein Mieterland, und
der Zeitgeist weht eher Richtung soziale Absicherung als
Richtung Steuerentlastung für Gutsituierte. Die Sache
ist jedoch die: Auch wenn Eigentümerinnen und Eigen-
tümer insgesamt in der Minderheit sind, bilden sie die
Mehrheit derer, die stimmen dürfen und auch wirklich
stimmen gehen.

Der ältere, gutsituierte und stimmfreudige Mittel-
stand war vor kurzem schon ausschlaggebend, als es um
viel Geld ging. Bei der Initiative für eine 13. AHV-Rente
schaute er mit seinem Ja vor allem für sich selbst. Pen-
sionierte mit voller Rente profitieren ammeisten von
der 13. AHV-Rente, während Bedürftige auf ihren Ergän-
zungsleistungen keine Zulage bekommen.
Die Abschaffung des Eigenmietwerts treibt dieses

Prinzip auf die Spitze. Hier erhalten die Gutsituierten
unter den Älteren nicht nur einen Teil des Zuckers, son-
dern fast den ganzen. Bei derzeitigem Zinsniveau sind
dies gemäss Eidgenössischer Steuerverwaltung rund 2
Milliarden Franken Steuerentlastung jährlich. 2 Milliar-
den auf die 4 Milliarden der 13. AHV-Rente obendrauf.
Bald danach könnte es mit den Zückerchen weiter-
gehen: Auch die neue Initiative der Mitte-Partei hat
intakte Chancen. Sie verlangt eine massive Aufstockung
der Ehepaarrenten.
Wenn Sie, liebe Stimmbürgerin, lieber Stimmbürger,

mir bei der kommenden Abstimmung Geld schenken
wollen, nehme ich es selbstverständlich gerne. Doch
mehr, als es mich freut, besorgt mich ein Muster der
schweizerischen Abstimmungsdemokratie. Die besten
Chancen an der Urne haben Vorlagen, von denen der
ältere Mittelstand ammeisten profitiert: sowohl beim
Ausbau von Sozialleistungen als auch beim Abbau
der Steuerlast. Die derart umgelenkten Milliarden-
beträge entziehen unserer Volkswirtschaft Kraft. Die
Abschaffung des Eigenmietwerts wird bei mir und
vielen anderen, die davon profitieren, einzig bewirken,
dass wir noch mehr Geld zur Seite legen. Andere
werden das Plus auf ihrem Konto nutzen, um etwas
früher in Rente zu gehen.
Die grosszügig verteilten Milliarden fehlen dann

jedoch anderswo, wo sie produktiver eingesetzt werden
könnten, oder sie müssen auf anderemWeg eingenom-

men werden. Die phantasielose Antwort der Politik,
wenn es um Einnahmen geht, sindmehr Mehrwert-
steuer- und Lohnprozente oder allenfalls eine Erhöhung
der Einkommensteuern. Dies belastet die beruflich
Aktiven und jüngerenMenschen und dabei gerade auch
Familien mit hohen Konsumausgaben. Und es entzieht
der Volkswirtschaft weitere Kraft. Besonders die
Erhöhung der Lohnnebenkostenmacht es weniger
attraktiv, in der Schweiz Arbeitsplätze zu schaffen. So
verliert das Land anWettbewerbsfähigkeit.
Wenn der Eigenmietwert abgeschafft wird, dann ver-

ändere ich als Eigentümer mein Verhalten nicht. Es ist
ein reiner Mitnahmeeffekt. Wenn jedoch die Lohn-
nebenkosten steigen, werde ich als Unternehmer
zurückhaltender, wenn es um Anstellungen geht.
Aus dem demografischenWandel folgt, dass die Älte-

ren immer mehr bestimmen; und dies führt offenbar
dazu, dass in der Schweiz immer mehr Ressourcen zum
wirtschaftlich inaktiven, älteren Mittelstand umgeleitet
werden. Fatal daran ist: Für die Gesellschaft wird es
dadurch immer schwieriger, den demografischen
Wandel zu meistern.
In den vergangenen Jahren ist es der Schweiz wirt-

schaftlich sehr gut gegangen. Krisen sind hier schon fast
ein Fremdwort. Mit jeder Weichenstellung für weitere
Milliardenbeträge weg von der wirtschaftlich aktiven,
jüngeren Generation verliert unser Land jedoch einen
Teil seiner Vitalität. Milliardenbeträge, die erst einmal
fliessen, lassen sich kaumwieder umleiten. Ist dies wirk-
lich ein sorgsamer Umgangmit den guten Rahmen-
bedingungen dieses Landes? Wollen und können wir uns
das wirklich leisten? Ausgerechnet in diesen Zeiten von
Monsterzöllen und wirtschaftlicher Unsicherheit.
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SCHULE

KI ist eine Befreiung
für die Schule
Die Schule verliert zunehmend ihr
Monopol auf Wissensvermittlung.
Immer öfter lassen sich Schülerinnen
und Schüler den Stoff online von
Videos, Bots und Avataren erklären,
statt im Unterricht zuzuhören. Ja, es
besteht die Gefahr, dass sie sich von
digitalen Helfern manchmal das Den-
ken abnehmen lassen. Doch die
Chancen überwiegen: Wenn Wissen
teilweise automatisch vermittelt wer-
den kann, befreit das die Lehrperso-
nen – sofern sie sich neu erfinden,
Routinen überdenken und flexibler
werden. In Zukunft können sie im
Unterricht dort ansetzen, wo Maschi-
nen an ihre Grenzen stossen: gemein-
sam mit den Schülern erforschen,
analysieren, einordnen, kreativ sein,
sozial interagieren. Und sie können die
Heranwachsenden im kritischen Um-
gang mit KI schulen. Noch hinkt die
Schule der Realität hinterher: Die
rasante Entwicklung der künstlichen
Intelligenz hat in der Aus- und Weiter-
bildung der Lehrkräfte bisher viel zu
wenig Niederschlag gefunden. Die
Schule muss neu gedacht werden.
Dazu braucht es dringend mehr An-
strengungen – denn die Zukunft hat
längst begonnen.

René Donzé

UMWELT

DieWelt versinkt im
Plastik–und niemand
schaut hin
Der Nahe Osten brennt, die Ukraine
versinkt im Bombenhagel, und US-
Präsident Trump demontiert die regel-
basierte Weltordnung. Diese Nach-
richten dominieren die Schlagzeilen.
Richtig so. Es sind tatsächlich drän-
gende Probleme.
Doch dabei geht vergessen, dass es

auch schleichende Katastrophen gibt.
Die Vermüllung der Welt mit Plastik ist
so eine. Dabei geht es nicht um ein
paar Raschelsäckli amWegrand. Es
geht um unfassbar grosse Mengen
Kunststoff, die täglich produziert wer-
den und als Abfall in unsere Umwelt
gelangen. Sie sind extrem langlebig
und bauen sich kaum ab. Sie werden
über Generationen im Ökosystem
bleiben. In Form von Mikroplastik rei-
chern sie sich auch im menschlichen
Körper an – mit bis heute unbekann-
ten gesundheitlichen Folgen.
Derzeit verhandeln in Genf mehr als

160 Staaten über ein Vertragswerk,
das diese Flut eindämmen soll. Das
öffentliche Interesse ist mässig. Dabei
geht es um viel. Lobbyisten haben
bisher eine Einigung systematisch
hintertrieben. Dabei führt kein Weg
daran vorbei: Die Welt muss weniger
Plastik produzieren. Es ist zu hoffen,
dass zumindest ein Schritt in die rich-
tige Richtung gelingt und in der
Rhonestadt nicht nur tonnenweise
Papiermüll produziert wird.

Georg Humbel

Abschaffung des Eigenmietwerts:
Wollen Sie mich bereichern?

MICHAEL HERMANN leitet das Zürcher
Forschungsinstitut Sotomo.
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Können elektronische Unterschriften
die Initiative retten?
Der Betrugmit gefälschten
Unterschriften für
Initiativen hat die Debatte
umdie Integrität der
direktenDemokratie neu
entfacht. Eine Befragung
imAargau zeigt das
Potenzial von E-Collecting –
der elektronischen
Unterschriftensammlung.
VonSandro Lüscher

Im Jahr 2024 erschütterte ein weitreichender
Unterschriftenbetrug die Schweizer Politik.
Systematisch waren gefälschte Unterschriften
für eidgenössische Volksinitiativen eingereicht
worden. Bereits zuvor hatten Gemeinden und
Kantone die Bundeskanzlei über Verdachtsfälle
informiert. Im Juni 2025 wurde bekannt, dass
weiterhin manipulierte Unterschriften im
Umlauf sind. Die Vorfälle offenbarten struktu-
relle Schwächen des bestehenden Systems und
verstärkten den politischen Druck, alternative
und fälschungssichere Verfahren zu prüfen. In
diesem Kontext hat sich E-Collecting als zen-
trale Säule der Reformdiskussion etabliert, das
elektronische Sammeln von Unterschriften für
Volksinitiativen und Referenden.

Auf Bundesebene wurden in der Folge recht-
liche Weichen gestellt. Der Bundesrat präsen-
tierte einen Bericht zu den verfassungsrecht-
lichen Grundlagen und verabschiedete eine
Teilrevision des Bundesgesetzes über die politi-
schen Rechte, welche Pilotversuche mit E-Col-

lecting erlaubt. Parallel dazu werdenMassnah-
men zur Missbrauchsbekämpfung diskutiert:
etwa strengere gesetzliche Vorgaben, Registrie-
rung von Sammelorganisationen und ein Verbot
kommerzieller Sammelfirmen.

Vor diesemHintergrund haben wir, eine For-
schungsgruppe am Zentrum für Demokratie
Aarau, im Rahmen der Studie «Fokus Aargau»
erhoben, wie Stimmberechtigte im Kanton
Aargau zu E-Collecting undMissbrauchs-
bekämpfung stehen.

Eine Mehrheit der Befragten unterstützt
E-Collecting. Der Mittelwert der Zustimmung
liegt auf einer fünfstufigen Skala (1 = klar
dagegen, 5 = klar dafür) bei 3,4. Das deutet auf
eine vorsichtig positive Haltung hin. Einzelne
Vorbehalte könnten mit Unsicherheiten über
die technische Umsetzung oder den Daten-
schutz zusammenhängen, auch wenn dies
nicht explizit erhoben wurde. Möglicherweise
spielt auch die erforderliche elektronische
Identifizierung (E-ID) eine Rolle, deren Einfüh-
rung in der Bevölkerung teilweise kritisch
gesehen wird.

Auch Massnahmen zur Bekämpfung des
Unterschriftenmissbrauchs finden breite
Unterstützung. Besonders hoch sind die mittle-
ren Zustimmungswerte bei Kontrollen und
Sanktionen bei Verstössen (4,4), Transparenz
über Finanzierung und Anstellung von Samm-
lerinnen und Sammlern (4,2), Rückverfolgbar-
keit von Unterschriften (4,2) sowie der Regis-
trierung bzw. Zertifizierung von Organisatio-
nen (4,1). Auch strengere gesetzliche Vorschrif-
ten (4,0) und ein Verbot bezahlter Sammel-
firmen (4,1) erhalten breite Zustimmung. Deut-
lich geringer fällt die Zustimmung zur persön-
lichen Unterzeichnung auf der Gemeinde-
verwaltung aus (3,2), ebenso zur Option, auf
neue Regeln ganz zu verzichten (2,8). Der ver-
gleichsweise tiefe Wert für die Gemeindelösung
dürfte auf den damit verbundenen Aufwand
und die eingeschränkte Zugänglichkeit zurück-
zuführen sein.

Die Ergebnisse zeigen: Die Bevölkerung
wünscht sich ein sicheres und reguliertes E-Col-
lecting, eingebettet in ein robustes institutio-
nelles Umfeld. Die Option, keine Reformen vor-
zunehmen, wird mehrheitlich abgelehnt.

Die Ergebnisse der Befragung liefern ein
erstes öffentliches Stimmungsbild zur Zukunft
der direkten Demokratie. Die verhalten positive
Bewertung von E-Collecting zeigt, dass digitale
Partizipationsformen grundsätzlich anschluss-
fähig sind. Gleichzeitig wird deutlich: Digitali-
sierung darf nicht isoliert erfolgen. Die Bevölke-
rung fordert klare Regeln, Kontrollmechanis-
men und glaubwürdige Garantien für den
Schutz heikler Daten.

Für die politische Debatte bedeutet dies:
E-Collecting sollte nicht als technischer Zusatz
verstanden werden, sondern als Teil eines
umfassenden Reformpakets zur Stärkung der
demokratischen Integrität.

Abschliessend lässt sich sagen, dass die Digi-
talisierung der Unterschriftensammlung in
Verbindungmit der E-ID, einem digitalen Aus-
weis, einen wertvollen Beitrag zur Modernisie-
rung der direkten Demokratie leisten kann. Der
Erfolg von E-Collecting wird jedochmassgeb-
lich von klaren gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen und strikten Massnahmen zur Missbrauchs-
prävention abhängen, um das Vertrauen der
Bevölkerung zu sichern.

LESERBRIEFE

«Staatskunde
wäre wesentlich»
«Demokratie imNebel»,
«NZZ amSonntag» vom 3. August
Die Schweizer Demokratie braucht
selbstverantwortliche, informierte Bür-
gerinnen und Bürger. Gerade deshalb
wäre staatsbürgerlicher Unterricht mit
der Institutionenlehre, wie sie der Bei-
trag von Adrian Vatter enthält, so ent-
scheidend. Wäre! Welche Schülerinnen
und Schüler kommen heute noch in
seinen Genuss? Staatskunde als obliga-
torisches Fach, das wäre Punkt 4 zur
Stärkung der Resilienz der Demokratie.
Irène Thomann, Winterthur (ZH)

«Nicht alles tun
mit der Schweiz»
«Abkommenmit Chinamuss
aktualisiert werden», andere Artikel
zu 39-Prozent-Zöllen der USA
Manmuss mit den Verhandlern der
USAMitleid haben. Sie müssen
zusehen, wie ihr Präsident ihre Arbeit
nicht schätzt. Die USA sind unglaub-
würdig und unzuverlässig geworden.
Jetzt dürfen wir nicht die Nerven ver-
lieren und unüberlegte Entscheide
fällen. Das Ziel der Unternehmenmuss
sein, dass der Anteil der Exporte in die
USA immer kleiner wird. Vom Bundes-
rat erwarte ich, dass er mit anderen
Ländern Freihandelsabkommen (FHA)
abschliesst. Vom Parlament erwarte
ich, dass es die FHA schnell genehmigt.
Die Schweiz wird aus dieser Krise
gestärkt herauskommen. Manmuss
wissen: Mit der Schweiz kannman viel,
aber nicht alles machen.
Priska Häller, Eich (LU)

Statt sich über den unveränderlichen
Trump aufzuregen, müsste man besser
über die Weisheit des isolationistischen
Kurses der Schweiz nachdenken. Blo-
cher hat der Schweiz mit seiner neuro-
tischen Verführung zum Feindbild EU
keinen guten Dienst erwiesen. Die EU
hat die ökonomische Kraft, den USA
gleichwertig entgegenzutreten. Die
Schweiz ist als Kleinststaat ohne jede
Chance in diesem Powerspiel. Wenn
die NZZaS deshalb titelt: «Jetzt müssen
wir uns neu erfinden», dann kann dies
nur heissen: Wir müssen uns von der
antrainierten feindlichen Haltung
gegenüber der EU lossagen und ver-
nünftig werden: nicht aus Liebe zur EU,
sondern aus Eigenliebe.
Jürg Keller, Rheinfelden (AG)

«Prominente
Frauenrollen»
«Dermännliche Blick wird von Frauen
verwaltet»
Die Autorin des externen Standpunkts
legt dar, wie der «männliche Blick von
Frauen verwaltet» wird. Das zeigt sich
auch auf demGebiet der akademischen
Forschung. In ihrem Beitrag «Die Zeit
der Frauen» präsentiert Dagmar Sche-
diwy neueste archäologische Funde aus
der Türkei, die auf eine vorpatriarchale
Gesellschaft mit «prominenten Frauen-
rollen» und einer «üppigenMuttergott-
heit» schliessen lassen. Seit Jahrzehn-
ten existiert in der modernen inter-
disziplinärenMatriarchatsforschung
eine umfassende Definition für matriar-
chale Kulturen. Eine Einordnung der
neusten archäologischen Funde in die
moderneMatriarchatsforschung
könnte das Blickfeld der Forschung
endlich gebührend erweitern.
Ulrike Pittner, Ettingen (BL)

CHAPPATTE

Sie erreichen uns mit Ihren Leserbriefen
per E-Mail: leserbrief.sonntag@nzz.ch

SANDRO LÜSCHER ist wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Zentrum für Demokratie Aarau.
Diesen Beitrag hat er zusammen mit Junmo
Cheon, Laurent Bernhard und Uwe Serdült im
Rahmen der Studie «Fokus Aargau» verfasst. Die
vorliegende Analyse beruht auf einer Befragung
von 1235 Aargauer Stimmberechtigten zu den
Aargauer Volksabstimmungen vom 18. Mai 2025.
«Fokus Aargau» wird vom Swisslos-Fonds
des Kantons Aargau finanziert. Die Erhebung der
Daten erfolgte durch Demoscope.
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